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Auf dem Programm der Sit-
zung des Ausschusses „Anla-
gensicherheit“ der Strahlen-
schutzkommission (SSK) des
Bundesumweltminsters in
Bonn stand am 27. November
2002 die Beratung zur radio-
aktiven Kontamination der
Nahumgebung der Geest-
hachter Atomanlagen. Die
Wissenschaftler der Arbeits-
gruppe von Prof. Arthur
Scharmann (ARGE PhAM,
Giessen/ Weinheim) hatten in
mehreren Gutachten im Auf-
trag der Ärzteorganisation ge-
gen den Atomkrieg IPPNW
eine Belastung der Umgebung
mit plutoniumhaltigem PAC-
Kernbrennstoff (Mikrokügel-
chen) nachgewiesen. Strahlen-
telex hatte ausführlich berich-
tet und die IPPNW hat den
wissenschaftlichen Sachstand
in einer laienverständlichen
Dokumentation zusammenge-
faßt, die in der IPPNW-Ge-
schäftsstelle angefordert wer-
den kann („Die Belastung der
Nahumgebung der Geesthach-
ter Atomanlagen durch Spalt-
produkte und Kernbrennstof-
fe“, Marschacht, 14.10.02, 70
Seiten, IPPNW, Körtestr. 10,
10967 Berlin).

Schon zum dritten Mal berät
nun der Ausschuß der Strah-
lenschutzkommission (Vorsit-

zende Prof. Günther Dietze,
Christian Küppers) zu diesem
Thema. Jeweils zu kurzfristig
vor den entsprechenden Ter-
minen wurde bei den Wissen-
schaftlern der ARGE PhAM
zwecks Beteiligung angefragt.
Die Wissenschaftler und
IPPNW hatten bereits im Vor-
feld der letzten Beratung im
Mai 2002 darauf verwiesen,
daß auch von Seiten der
Atomaufsicht amtliche Infor-
mationen zu Ursachen und
Hintergründen der radioakti-
ven Kontamination für die
Diskussion zur Verfügung ge-
stellt werden müßten. Insbe-
sondere war um die Beant-
wortung der Frage gebeten
worden, welche Experimente
im Raum Geesthacht in den
achtziger Jahren im Kontext
der Fusionsforschung betrie-
ben wurden und wo und wann
bei den Geesthachter Atom-
anlagen der hierzu erforderli-
che Hybridreaktor bezie-
hungsweise ein vergleichbares
Gerät betrieben wurde. Diese
Fragen wurden nicht beant-
wortet. Auch eine Kosten-
übernahme für die Teilnahme
der Wissenschaftler an der
Sitzung der Strahlenschutz-
kommission wurde abgelehnt.

Stattdessen erreichte die
IPPNW, wie diese jetzt mit-

teilte, zwei Tage vor der Sit-
zung die Anfrage der SSK, ob
nicht IPPNW die Finanzie-
rung des Auftretens der Fach-
leute vor der SSK überneh-
men könne. Von den Vertre-
tern des amtlichen Strahlen-
schutzes wird es inzwischen
offensichtlich als normal an-
gesehen, daß die Aufklä-
rungsarbeiten bei einer radio-
aktiven Umweltkontamination
von Nicht-Regierungs-
organisationen übernommen
werden, kommentiert die
IPPNW dieses Ansinnen.
Sämtliche Meßprogramme der
letzten 4 Jahre, die die Er-
kenntnisse zu Geesthacht
voranbrachten, seien bislang
durch die örtliche Bürgerini-
tiative und durch die IPPNW
finanziert worden.

Die IPPNW gedenke nicht,
Mitgliederbeiträge und Spen-
den nun auch noch für
Zwecke einer amtlichen
Kommission zu verwenden,
deren Interesse an einer wirk-
lichen Aufklärung der ge-
nannten Probleme bisher nicht
erkennbar ist.

Am 14. Oktober 2002, merkt
die IPPNW ergänzend an,
hatte in dem Elbmarsch-Ort
Marschacht – gegen den Wil-
len des Kieler Finanz- und
Energieministeriums als Auf-
sichtsbehörde für die
Atomanlagen – eine öffentli-
che Sitzung der schleswig-
holsteinischen Leukämie-
kommission stattgefunden.
Dort waren die gesamten in-
zwischen erarbeiteten Ergeb-
nisse im Zusammenhang vor-

gestellt worden. Weder die
zuständigen Landesbehörden,
noch die SSK, das Bundesamt
für Strahlenschutz oder das
Bundesumweltministerium
hatten das Angebot zur ge-
meinsamen Diskussion wahr-
genommen. An einer weite-
ren, angemessen vorbereiteten
Sitzung, für die auch von
amtlicher Seite die erforderli-
chen Informationen zur Ver-
fügung gestellt werden, wür-
den sich die IPPNW-Fach-
leute und Wissenschaftler der
ARGE PhAM jedoch trotz-
dem jederzeit gern konstruktiv
beteiligen, teilt die IPPNW
mit.

Kommentar
Daß man bei der vom Bun-
desumweltminster bestellten
Kommission, die die Bundes-
regierung in Fragen des
Strahlenschutzes beraten soll
(SSK), auch vom Sponsoring
leben kann, scheint unter Mit-
gliedern dieser Kommission
offenbar selbstverständlich.
Daß die Ärzteorganisation für
die Verhinderung des Atom-
krieges (IPPNW) es mit Er-
staunen aufnimmt, von dieser
Kommission um finanzielle
Unterstützung angegangen zu
werden, verwundert auch
nicht. Was jedoch den unab-
hängigen Beobachter nach-
denklich stimmt, ist die sich
jetzt aufdrängende Frage, wen
die SSK noch alles um Geld
bittet und womöglich auch
bekommt und wie es dabei mit
der fachlichen Unabhängigkeit
ihrer Empfehlungen und Gut-
achten bestellt ist. Th.D.

Auf einem Workshop der
Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin
(BAuA) am 25. September
2001 in Berlin erörterten

Experten mögliche ursächli-
che Zusammenhänge zwi-
schen der beruflichen Bela-
stung im Uranerzbergbau,
insbesondere gegenüber

quarzhaltigen Stäuben,
Strahlen- und Schwerme-
tallexposition und dem Risi-
ko der Entwicklung von Au-
toimmun- und Tumorer-

krankungen. Ein Schwer-
punkt des Workshops be-
stand in der Präsentation
des Abschlußberichts zu ei-
nem Forschungsprojekt, in
dem auf der Basis langjähri-
ger Untersuchungen im
Rahmen der arbeitsmedizi-
nischen Betreuung ehemali-
ger Uranbergarbeiter Nut-
zungsmöglichkeiten immu-
nologischer Methoden für
die Früherkennung von sy-
stemischen Autoimmuner-
krankungen und Bronchial-
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